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lungsbedingungen wurden die bei der zwischengenossen­
schaftlichen Kooperation gewonnenen Erfahrungen — unter 
Berücksichtigung der Beteiligung von volkseigenen Gütern 
an der Kooperation sowie unter Auswertung entsprechen­
der rechtlicher Regelungen der Sowjetunion und anderer 
sozialistischer Staaten — verallgemeinert und in einem 
neuen Musterstatut für kooperative Einrichtungen23 zusam­
mengefaßt In diesem Musterstatut wurden auch die für 
einzelne landwirtschaftliche Erzeugnisse auf der Basis der 
gesamten Kooperationskette entstandenen Kooperations­
verbände berücksichtigt und in den Grundzügen rechtlich 
geregelt.

Die als mehrjährige Übergangsform zu den LPGs bzw. 
VEGs Pflanzenproduktion gebildeten kooperativen Abtei­
lungen Pflanzenproduktion (KAP), die schrittweise die ge­
samte Pflanzenproduktion der LPGs und VEGs der DDR 
erfaßten, arbeiteten demgegenüber auf der Grundlage ver­
traglicher Vereinbarungen der kooperierenden LPGs und 
VEGs.

Die umfassende Neuregelung erfolgte mit der Inkraft­
setzung eines Musterstatuts und einer Musterbetriebsord­
nung für LPGs Pflanzenproduktion sowie für LPGs Tier­
produktion.24 In diesen Neuregelungen wurden die bewähr­
ten Grundsätze der bisherigen LPG-rechtlichen Regelun­
gen — wie die Gleichberechtigung der Mitglieder, die ge­
nossenschaftliche Demokratie, das Recht der persönlichen 
Hauswirtschaft usw. — beibehalten und weiter ausgeprägt.25 
Gleichzeitig wurde mit der weiteren Annäherung der 
rechtlichen Regelungen zum Arbeitsverhältnis der Genos­
senschaftsmitglieder an die für Arbeiter geltenden Rege­
lungen ein grundlegender Schritt zur weiteren Verbesse­
rung der Rechte der Genossenschaftsmitglieder, ihrer mate­
riellen und sozialen Sicherstellung, getan. Dies gilt neben 
den Musterstatuten und Musterbetriebsordnungen hinsicht­
lich solcher Regelungen wie der ArbeitsschutzVO, der So­
zial versieh erungsVO, der UrlaubsVO u. ä.

Damit wird auch für die Genossenschaftsmitglieder un­
ter den neuen gesellschaftlichen Entwicklungsbedingungen 
die Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik voll wirk­
sam. Das Produktionsbündnis zwischen der Arbeiterklasse 
und der Klasse der Genossenschaftsbauern wird auf eine 
neue Stufe gehoben, indem — neben den bisherigen Orga­
nisationsformen dieses Bündnisses — Arbeiter in ein- und 
demselben Kollektiv mit Genossenschaftsbauern gleich­
berechtigt an der genossenschaftlichen Arbeit und am ge­
nossenschaftlichen Leben teilnehmen. Das wird — bei Bei­
behaltung der Spezifik der LPG als genossenschaftlich or­
ganisierter sozialistischer Landwirtschaftsbetrieb — zu 
einer weiteren Annäherung von genossenschaftlichem 
Eigentum und Volkseigentum sowie der rechtlichen Rege­
lung der Arbeitsverhältnisse der Genossenschaftsbauern an 
die der Arbeiter im Prozeß der weiteren gesellschaftlichen 
Entwicklung führen.
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Zur weiteren Erhöhung der Effektivität des landwirtschaft­
lichen Produktionsprozesses kommt es nunmehr vor allem 
darauf an, die landwirtschaftliche Produktion zu steigern 
und zugleich das Verhältnis von Aufwand und Ergebnis 
günstiger zu gestalten.26 Die Dimensionen und die Vielfalt 
der Produktion sowie die effektivste Nutzung der Produk­
tionsbedingungen erfordern, die sozialistische Betriebswirt­
schaft auf ein noch höheres Niveau zu heben. Durch eine 
qualifizierte Leitungstätigkeit und Produktionsorganisation 
gilt es, das Schöpfertum der Genossenschaftsbauern und 
Arbeiter wirkungsvoll zu fördern, um hohe Leistungen im 
sozialistischen Wettbewerb zur allseitigen Planerfüllung 
1980 zu vollbringen. Damit gewinnt auch die betriebswirt­
schaftliche Arbeit und die weitere Entfaltung der genos­
senschaftlichen Demokratie noch mehr an Gewicht. Vor 
allem durch die breite demokratische Mitwirkung der Ge­
nossenschaftsbauern und Arbeiter an der Leitung, Planung

und Organisation ihrer LPG wird die Planung und Wett­
bewerbsführung weiter qualifiziert. In diesem Zusammen­
hang spielen auch solche Fragen wie die Gewährleistung 
von Stabilität und Disziplin bei der Erfüllung der Produk­
tionsaufgaben und der anderen gesellschaftlichen Verpflich­
tungen durch jeden landwirtschaftlichen Betrieb künftig 
eine noch entscheidendere Rolle.

Die strikte Durchsetzung der Rechtsvorschriften, insbe­
sondere des Statuts, ist ein prinzipieller Ausgangspunkt 
für die Erhöhung der Leistungskraft der LPGs und damit 
für die weitere planmäßige Entwicklung der LPGs als 
Grundeinheiten sozialistischen Wirtschaftens in der Land­
wirtschaft und als politisch-soziale Gemeinschaft ihrer 
Mitglieder bei der Gestaltung der sozialistischen Lebens­
weise auf dem Lande. Nicht zuletzt gehört hierzu auch die 
stärkere Kontrolle über die Einhaltung der Rechtsvorschrif­
ten durch die Leiter und die Einbeziehung der Genossen­
schaftsbauern und Arbeiter in die Beseitigung der Ursachen 
für Rechts- und Disziplinverletzungen sowie die Erhöhung 
des Niveaus der juristischen Betreuung der LPG, VEG und 
ihrer kooperativen Einrichtungen. * 1 11
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